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Stiftung Medientest –

Transparenz und Vertrauen als ökonomischer Motor
der Informationsgesellschaft

Eva Günther

♦♦ Die Transparenz der Angebote ist eine wesentliche Voraussetzung, um das Vertrauen der Nutzer
zu gewinnen und so die Potentiale der Informationsgesellschaft besser ausschöpfen zu können.

♦♦ Lösungsansätze müssen grenzüberschreitend angelegt sein und eine breite Akzeptanz aller Betei-
ligten, sowohl der Nutzer- wie der Anbieterseite, sicherstellen.

♦♦ Freiwillige, selbstfinanzierte Regulierungen, die die Vielzahl bestehender Modelle wie „Gütesie-
gel“ bewerten und vernetzen, sind neuen, öffentlich finanzierten Kontrollinstitutionen vorzuzie-
hen.

♦♦ Aufgabe der Politik ist die internationale Flankierung mit dem Ziel der Initiierung eines möglichst
„starken“, international anerkannten Modells mit „Lotsenfunktion“ für die Nutzer neuer Medien.

Die Nutzer der neuen Medien sind verunsichert durch die Angebotsvielfalt, unklare und schwer nachvoll-

ziehbare Rahmenbedingungen wie z.B. international unterschiedliche Verbraucher- oder Jugendschutzre-

gelungen sowie Probleme bei der Einschätzung der Seriosität eines Anbieters.

Bisher genutzte Ansätze wie nationalstaatliche Schutzstandards oder freiwillige Selbstregulierungen bieten

angesichts von Globalisierung, finanziellen Restriktionen und der Vielzahl an Initiativen mit zudem starker

Anbieterorientierung nur begrenzt Orientierung und Schutz.

Die ursprüngliche Konzeption einer Stiftung Medientest ist zu eng auf den Informations- und Unterhal-

tungssektor zugeschnitten, mit einer rein nationalen Ausrichtung zu begrenzt und hat in Bezug auf die ange-

strebte öffentliche Förderung geringe Realisierungschancen. Sie muss daher ergänzt bzw. ersetzt werden

durch ein selbstfinanziertes international ausgerichtetes Modell unter Einbeziehung der Fragen des elektro-

nischen Geschäftsverkehrs.

Um einer Zersplitterung der Initiativen entgegenzuwirken, sollte von der politischen Ebene, bevorzugt im

internationalen Rahmen wie OECD, G7 oder EU, die Einrichtung einer nutzerorientierten Vertrauens-

instanz angeregt und begleitet werden, die für Nutzer als Drehscheibe und Lotse für bestehende Modelle

fungiert. Öffentliche Unterstützung ist weiter denkbar bei der Entwicklung von Rahmenbedingungen wie

Kriterien, der Organisation von round tables wichtiger Interessengruppen oder der Bereitstellung ver-

ständlicher Informationsangebote.
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1. Die Akteure in der Informationsgesellschaft: verunsichert

Die Informationsgesellschaft bietet den Nutzern

vielfältige Vorteile. Neben dem weltweiten Zu-

gang zu einer Vielzahl von Informations- und

Unterhaltungsangeboten können Verbraucher bei

elektronischen Rechtsgeschäften von einem ver-

schärften Wettbewerb, einer größeren Auswahl,

erweiterten Möglichkeiten des Produkt- und

Preisvergleichs sowie einem bequemeren Einkauf

profitieren.

1.1. Rechtsunsicherheit und unzureichende

Orientierung

Die Vorhersagen gehen übereinstimmend von

einem hohen ökonomischen Potential der Infor-

mationsgesellschaft aus. Diese Erwartungen ha-

ben sich jedoch bisher nicht erfüllt. Ein wesentli-

cher Grund dafür, dass die reale Entwicklung

hinter den Prognosen zurückgeblieben ist, dürfte

in der Unsicherheit der Nutzer im Umgang mit

den neuen Medien liegen. Die Ausweitung des

Angebots, gekoppelt mit einer dynamischen Pro-

duktentwicklung, neue und unbekannte Anbieter

sowie ausländische Rechtssysteme erschweren die

Orientierung.

In der Diskussion müssen zwei Problemkreise

klar unterschieden werden: Schwierigkeiten be-

stehen zum einen hinsichtlich der Transparenz des

Warenangebots, insbesondere in Bezug auf die

Inhalte von Informationsangeboten – von CDs

über Fernsehsendungen, Videos, Filmen bis hin

zu Online-Informationen. Hier liegt der Schwer-

punkt bei der Inhaltsbewertung sowie -kontrolle

(z.B. Qualität und Korrektheit der Informations-

inhalte, Kinder- und Jugendschutz). Probleme er-

geben sich andererseits im Zusammenhang mit

Rechtsgeschäften, insbesondere im – zunehmend

grenzüberschreitenden – Online-Verkehr, etwa

im Hinblick auf die Einschätzung von Anbietern

sowie den zugrunde liegenden rechtlichen Be-

dingungen.

Im Einzelnen werden Nutzer mit folgenden

Schwierigkeiten konfrontiert:

• Die Feststellung der Identität und Seriosität

des Anbieters allein anhand der Web-Präsen-

tation kann Probleme aufwerfen. So sind An-

gaben zur Anbieteridentität vielfach unvoll-

ständig, die Überprüfung wichtiger Angaben

wie der Bonität online kaum möglich.

• Eine vorherige Prüfung der Waren kann nicht

vorgenommen werden. Die erhöhte Produkt-

vielfalt erschwert dabei den Preis- und Quali-

tätsvergleich.

• Schwierigkeiten bereitet auch die Bewertung

und Kontrolle von Medieninhalten, für offizi-

elle Stellen und für Einzelpersonen wie Eltern

oder Lehrer. Dies betrifft Fragen zur Qualität

wie die Eignung von Fernsehsendungen, CD-

Angeboten oder Web-Seiten – von Spielen bis

Lernangeboten – für Kinder und Jugendliche.

Darüber hinaus sollen unerwünschte Inhalte

wie Pornographie, Gewalt oder Rechtsradika-

lismus verhindert werden.

• In extremen Fällen kann es zu einer Verwick-

lung von Kindern und Jugendlichen in porno-

graphische Aktivitäten oder Strafdelikte kom-

men, wenn etwa Online-Dialoge als Einstieg

für weitere Kontakte genutzt werden.

• Vor allem bei grenzüberschreitenden Rechts-

geschäften bestehen erhebliche Unsicherheiten

hinsichtlich der zugrunde liegenden Rechts-

vorschriften. Durch die Fernabsatz-Richtlinie
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sind zwar in der EU wichtige Vorschriften zum

Online-Kauf vereinheitlicht worden. Außerdem

ist der Verbraucher bei internationalen Verträ-

gen durch wesentliche Bestimmungen des na-

tionalen Rechts geschützt. Nicht abschließend

geklärt ist dabei jedoch, welche Regelungen

im Einzelnen hierzu zu rechnen sind. Soweit

ausländisches Recht gilt, ist davon auszugehen,

dass die meisten Verbraucher allenfalls rudi-

mentäre Kenntnisse über die geltenden Bestim-

mungen und das damit verbundene Schutzni-

veau haben. Entsprechende Online-Informati-

onsangebote sind höchst unterschiedlicher

Qualität und Ursprungs – von Verbraucher-

organisationen über staatliche Stellen bis hin

zu privaten Anbietern.

• Preisvergleiche werden durch vielfach nicht

ausgewiesene Zusatzkosten wie Versandge-

bühren oder Zölle sowie durch unterschiedli-

che Währungen erschwert.

• Bei der Zahlung besteht die Tendenz, dass der

BGB-Grundsatz „Erst die Ware, dann das

Geld“ umgekehrt wird. Auslandskäufe werden

fast ausnahmslos mit Vorkasse abgewickelt.

Risiken wie Nichtlieferung oder mangelhafte

Lieferung gehen so zu Lasten des Käufers.

• Durch den Wegfall der US-Exportbeschrän-

kungen bei den Verschlüsselungsmethoden ist

davon auszugehen, dass das bisher vorherr-

schende mittlere Schutzniveaus in absehbarer

Zeit angehoben wird. Unverändert mangelhaft

sind die Anbieterinformationen zu den einge-

setzten Sicherheitssystemen sowohl bei der

Übertragung wie auch der Speicherung sensi-

bler Daten im Unternehmen. Eigene Nachprü-

fungen des Sicherheitsniveaus, etwa über den

Browser, sind für den Kunden nur teilweise

möglich. Eine Reihe von Anbietern bietet kei-

nerlei Sicherheitsvorkehrungen. Insbesondere

bei Kreditkartendaten besteht damit die Gefahr

des Abhörens der Daten und der missbräuchli-

chen Verwendung, da Online-Einkäufe allein mit

Angabe der Kreditkartennummer erfolgen.

• Online-Nutzungen hinterlassen zahlreiche di-

gitale Datenspuren, die mit modernen Infor-

mationstechnologien umfassend miteinander

verknüpft und zu Kundenprofilen verdichtet

werden können. Für den Nutzer besteht zu-

dem die Gefahr des Kontrollverlusts, da kaum

nachvollziehbar ist, wie seine Daten verwendet

werden und sich Anbieter mit Angaben zur ei-

genen Datenschutzpolitik weitgehend zurück-

halten. Für Deutschland ist zu konstatieren,

dass die weitgehenden Datenschutzregelun-

gen in der Praxis oft nicht umgesetzt werden.

• Werbung kann per E-Mail kostengünstig in

großem Umfang versandt werden. In Deutsch-

land ist dies nur mit Einverständnis des Emp-

fängers zulässig. Von ausländischen Anbie-

tern jedoch wird diese unerbetene Werbung

(Spam-Mail) relativ häufig genutzt.

• Nicht zuletzt stößt der Nutzer auf Hindernisse

beim Zugang zum Recht. Vor allem bei grenz-

überschreitenden Auseinandersetzungen sind

schon Klagen angesichts relativ geringer Streit-

werte vielfach nicht sinnvoll. Probleme bereitet

außerdem die Vollstreckung. De facto werden

Verbraucher daher in diesen Streitfällen viel-

fach auf die Durchsetzung ihrer Rechte ver-

zichten müssen.

1.2. Grenzen traditioneller Schutzinstrumen-

tarien

Bisher genutzte Schutzvorkehrungen stoßen an-

gesichts der Globalisierung der Informationsge-
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sellschaft und finanzieller Beschränkungen an

Grenzen.

Die traditionellen rechtlichen Instrumentarien et-

wa des Verbraucher- und des Jugendschutzes

sind vorrangig nationalstaatlich ausgerichtet. Dies

gilt auch für spezielle Gesetzesvorschriften zur

Informationsgesellschaft wie dem deutschen Mul-

timediagesetz. Sie versagen angesichts der welt-

weiten Verbreitung und Nutzung der neuen Me-

dien weitgehend, wenngleich ihnen mit Sicher-

heit eine Vorreiter- oder Initialrolle zukommt.

Eine Behebung dieser Regulierungsdefizite durch

internationale Vereinbarungen ist auf absehbare

Zeit nicht in Sicht. Diese Aussagen gelten grund-

sätzlich auch für die EU, trotz aller Bestrebun-

gen, zu einer zunehmenden Vereinheitlichung

oder zumindest Angleichung der rechtlichen Rah-

menbedingungen zu kommen.

Beschränkt sind auch die Ansätze der Verbrau-

cherorganisationen wie Verbraucherinformation

und -beratung, vergleichende Warentests sowie

die verbraucherpolitische Interessenvertretung.

Zwar tragen die Verbraucherorganisationen den

neuen Herausforderungen mit Stellungnahmen

zur Informationsgesellschaft verbraucherpolitisch

Rechnung. Durch Web-Präsenz oder Publikatio-

nen auf CD werden Verbraucherinformation für

und über die neuen Medien verbreitet. Neue Pro-

dukte wie CDs oder Hardware, Dienstleistungen

wie Provider oder Online-Reisebuchungsangebo-

te finden in den Warentests verstärkt Berücksich-

tigung.

Grundsätzlich aber ist auch der Einfluss der Ver-

braucherorganisationen auf den innerstaatlichen

Bereich begrenzt. Zudem ist eine Ausweitung des

Engagements angesichts begrenzter personeller

Kapazitäten und finanzieller Mittel nur in be-

schränktem Umfang möglich. Dies gilt auch für

die internationale Zusammenarbeit etwa im Rah-

men des weltweit agierenden Weltverbraucher-

verbandes Consumers International (CI), des eu-

ropäischen Bureau Européen des Unions de Con-

sommateurs (BEUC) oder internationaler Test-

kooperationen. Erschwerend kommt hinzu, dass

die öffentliche Förderung der Verbraucherorgani-

sationen in Deutschland angesichts der Haushalts-

restriktionen eher zurückgeht bzw. stagniert.

Medienpolitisch nicht gelöst ist die Diskrepanz

zwischen technischer Konvergenz der unterschied-

lichen Medien und der zersplitterten Rechtsord-

nungen für einzelne Medienbereiche. So unterlie-

gen Rundfunk und Fernsehen dem Rundfunk-

staatsvertrag der Länder, während das Telekom-

munikationsgesetz des Bundes Anwendung für

die telefonische Kommunikation findet. Im On-

line-Bereich wird unterschieden zwischen Tele-

diensten, geregelt im Multimediagesetz des Bun-

des, und Mediendiensten, für die der Medien-

dienstestaatsvertrag der Länder gilt.

Die Kontrollmöglichkeiten staatlicher Stellen wie

der Landesmedienanstalten erstrecken sich auf

die nachträgliche Überprüfung, ob die gesetzli-

chen Vorschriften wie der Jugendschutz eingehal-

ten wurden. Eine vorherige Bewertung nach dem

Vorbild der Freiwilligen Selbstkontrolle (FSK)

der Filmindustrie erfolgt nur teilweise. Zwar wur-

den für die neuen Medienangebote freiwillige

Selbstkontrollen eingerichtet, so die Freiwillige

Selbstkontrolle Fernsehen (FSF) der kommerziel-

len Fernsehveranstalter, die Unterhaltungssoft-

ware Selbstkontrolle (USK) und die Freiwillige

Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter (FSM).

Damit verbunden ist jedoch eine erneute Zer-

splitterung der Ansätze mit Unterschieden hin-

sichtlich ihrer Verbindlichkeit und Wirksamkeit.

So werden nicht alle Anbieter und Medienange-

bote erfasst und die Alterskategorien der USK ha-

ben rein empfehlenden Charakter.
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2. Neue Wege für neue Medien

2.1. Transparenz und Vertrauen als Schlüs-

sel zur Informationsgesellschaft

Unbefriedigend ist diese Situation nicht nur aus

Sicht der Nutzer. Nachteile erwachsen auch für

seriöse Anbieter, da sich die Unsicherheit der

Kunden in Kaufzurückhaltung und damit in ent-

gangenem Umsatz niederschlägt. Während bei

bekannten Unternehmen wie großen Versand-

häusern oder Netzanbietern über den Namen

eine Art Vertrauensnachweis möglich ist, wirkt

sich das fehlende Vertrauen besonders für kleine

und mittlere Unternehmen negativ aus.

Es wird daher – im Interesse aller Beteiligten –

entscheidend darauf ankommen, das Vertrauen

der Nutzer in die Informationsgesellschaft herzu-

stellen. Nur dann wird es gelingen, die Potentiale

der neuen Informationstechnologien auszuschöp-

fen. Transparenz ist dabei eine grundlegende Vo-

raussetzung, um dem Orientierungs- und Ver-

trauensdefizit entgegenzuwirken.

2.2. Öffentliche Kontrolle versus Selbstregu-

lierung?

Angesichts der Beschränktheit der traditionellen

Instrumentarien müssen alternative Lösungswe-

ge gefunden werden. In der Diskussion, wie die

neuen Herausforderungen zu bewältigen sind,

zeichnen sich zwei Richtungen ab. Verstärkt wird

vorgeschlagen, freiwillige Ansätze wie Kennzei-

chen („Gütesiegel“)1, Verhaltenskodizes oder

Freiwillige Selbstkontrollen der Anbieter zu nut-

zen. Diese Selbstregulierung soll nicht nur dem

                                               
1 Der Begriff Gütezeichen oder Gütesiegel ist nach deut-

schem Recht nur zulässig für RAL-Siegel und wird daher
hier nicht bzw. nur in Anführungszeichen verwandt.

staatlichen Regulierungsdefizit begegnen, sondern

auch dazu beitragen, die Dynamik des Entwick-

lungsprozesses nicht durch starre Regulierung zu

behindern.

Unter Stichworten wie „Stiftung Medientest“

werden andererseits neue Kontroll- und Prüfin-

stanzen gefordert, um die Orientierung der Nut-

zer und ihren Schutz zu verbessern. So hat auch

die Enquête-Kommission „Zukunft der Medien

in Wirtschaft und Gesellschaft – Deutschlands

Weg in die Informationsgesellschaft“ des Deut-

schen Bundestages die Einrichtung einer „Stif-

tung Medientest“ vorgeschlagen.

2.3. Stiftung Medientest

Seit Beginn der 90er Jahre wird unter Schlagwor-

ten wie „Stiftung Medientest“, „Media Watch“,

„Medien-TÜV“ oder „Screenpeace“ die Einrich-

tung einer eigenständigen Institution für audiovi-

suelle Medien diskutiert. Für Deutschland stehen

konkrete Umsetzungen bisher aus. Für die

Schweiz hat Meier eine Machbarkeitsstudie für

eine „Stiftung Media-Watch“ vorgelegt.

Aufgabe einer derartigen Institution soll die Be-

obachtung und Einschätzung von audiovisuellen

Medienangeboten sein. Sie soll Empfehlungen er-

arbeiten und so für unterschiedliche Zuschauer-

gruppen eine bessere Übersicht und Orientierung

über Programme und Dienste ermöglichen. Er-

örtert wurden die Inhaltskontrolle von Fernseh-

sendungen für Kinder oder die Bewertung von

Medien-Produkten wie CDs und Software. Nach

den Vorschlägen für eine Stiftung Media-Watch

soll sie darüber hinaus Forschungsaufgaben wahr-

nehmen und medienpolitische Diskussionen ini-
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tiieren und damit u.a. zur Vielfalts- und Quali-

tätssicherung von Medien beitragen.

Als Begründung für die Notwendigkeit einer ei-

genständigen Institution wird die weitreichende

Medien-Durchdringung des Alltags angeführt.

Meier sieht die Stiftung Media-Watch als Ant-

wort auf die zunehmende Kommerzialisierung,

Konzentration und Globalisierung der Medien-

wirtschaft sowie den Rückzug des Staates. Me-

dienkompetenz und Medienethik werde verstärkt

auf die Nutzer verlagert, die jedoch über keine

wirksamen gesellschaftlichen Einflussmöglichkei-

ten verfügten. Auf Seiten der Anbieter sei die

wachsende unternehmerische Medienfreiheit mit

zunehmender Verantwortung zu verbinden. Der

Stiftung Media-Watch könne die Rolle einer Me-

diatorin übernehmen. Bereits bestehende Institu-

tionen und Organisationen sollen systematisch

verknüpft und vernetzt werden. Kontrollfunktio-

nen sind nicht vorgesehen.

Bei der Bewertung stellt sich zunächst die Frage

nach der Notwendigkeit einer neuen und eigen-

ständigen Institution. Für Angebote wie CDs, die

sich nicht von den Produkten des stationären

Handels unterscheiden, ist ein (internet-)spezifi-

scher Qualitätstest kaum erforderlich. Diese Auf-

gabe wird bereits von der Stiftung Warentest

wahrgenommen, die zudem im Rahmen der In-

ternational Testing Gruppe bei den Produkt- und

Dienstleistungstest mit anderen europäischen

Verbraucherorganisationen kooperiert.

In geringerem Maß abgedeckt ist der Medienbe-

reich. Zwar gibt es vereinzelt Bewertungen von

Fernsehsendungen. So veröffentlicht der Verein

„Programmberatung für Eltern“, in dem unter an-

derem Landesmedienanstalten Mitglied sind, mit

Flimmo (online auch unter www.flimmo.de) Ein-

schätzungen von Fernsehserien. Die Serien wer-

den kurz beschrieben und hinsichtlich ihrer Eig-

nung für verschiedene Altersgruppen eingestuft.

Ergänzend erfolgt eine Beurteilung anhand von

drei allgemeinen Kategorien (Kinder finden’s pri-

ma, mit Ecken und Kanten, für Kinder schwer

verdaulich). Bewertungen von Fernsehsendungen

enthalten auch einige Programmzeitschriften wie

Hörzu, Gong, Bild+Funk, TV Today. Dabei han-

delt es sich vor allem um typisierte Einstufungen

durch Punktbewertungen, teilweise konkretisiert

durch Kategorien wie Spaß, Action, Anspruch,

Erotik. Außerdem werden oft die FSK-Katego-

rien angegeben.

Der Bericht der Rundfunkreferenten der Länder

vom 2. Juni 1999 steht einer neuen Einrichtung

jedoch eher ablehnend gegenüber. Er kommt zu

dem Schluss, dass es im Bereich Medienkompe-

tenz und -erziehung bereits eine Vielzahl von

Institutionen gebe und auch dem Jugendmedien-

schutz Rechnung getragen werde. Vorrang habe

daher die Verstärkung der begonnenen Aktivitä-

ten, die Vernetzung bestehender Angebote sowie

deren bessere Vermittlung an die Öffentlichkeit.

Außerdem müssten europäische und internationa-

le Perspektiven vermehrt berücksichtigt werden.

Dieser Ansatz wird gegenwärtig im Rahmen der

Reform der Medienordnung (vgl. insbesondere

Diskussionspapier der Gesamtkonferenz der Lan-

desmedienanstalten zur aktuellen Debatte über

eine Reform der Medienordnung in Deutschland

vom 15.11.2000, www.alm.de/aktuelles/presse/

moreform.doc) aufgenommen und eine institu-

tionelle Verbindung der Regulierungsansätze un-

terschiedlicher Einrichtungen zum Jugendschutz

diskutiert. Dafür biete sich die Gemeinschaft der

Landesmedienanstalten an. Darüber hinaus wird

die internationale Verknüpfung von national tä-

tigen Einrichtungen in Betracht gezogen. Ange-

sichts der Fülle der Produkte und Programme
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müsse zukünftig außerdem der Faktor „Selbst-

kontrolle“ stärker in ein Regulierungskonzept ein-

bezogen werden. Die zunehmend rein wirtschaft-

liche Betrachtung von Programmen nötige dazu,

neue Foren und Formen für die Diskussion von

Inhalten zu schaffen und die Grenzen des (kom-

merziellen) Fernsehens in einem Dialog über ge-

sellschaftliche Werte zu klären. Aufgabe der Me-

dienaufsicht müsse zukünftig außerdem die Stär-

kung der Medienkompetenz der Nutzer sein. Wei-

tere Konkretisierungen stehen aber aus. Auch die

institutionelle Zuordnung soll erst nach einer

inhaltlichen Klärung erfolgen.

Für eine „Stiftung Medientest“ zeichnen sich wei-

ter Schwierigkeiten ab bei der Vorab-Bewertung

von Einzelsendungen, da die Inhalte nicht immer

bekannt sein dürften. Ein weiteres Manko besteht

nach Dr. Wolsing (Formen gesellschaftlicher

Kontrolle in der Informationsgesellschaft, in:

AgV-Forum, Nr. 2/1999) darin, dass viele Ein-

schätzungen Geschmacks- bzw. Ansichtssache

seien und Kriterien für die Überprüfung von

Programminhalten daher nur schwer operationa-

lisierbar.

Als wesentliches überprüfbares Merkmal verbleibt

damit nach seiner Ansicht die Beurteilung der

Bedingungen, unter denen die Fernsehinhalte

angeboten werden. Er sieht dabei Parallelen zum

Online-Shopping, wo Transparenz vorrangig in

Bezug auf die Geschäftskonditionen hergestellt

werden müsse. Diese Frage des elektronischen

Geschäftsverkehrs wurden jedoch, ebenso wie

die internationale Ausrichtung, in der ursprüngli-

chen Diskussion der Stiftung Medientest nicht

thematisiert. Dieses Defizit wurde auch von der

Enquête-Kommission des Deutschen Bundesta-

ges kritisch angemerkt. Diese Themen müssten

daher in eine erweiterte Konzeption integriert

oder durch eigenständige Ansätze abgedeckt wer-

den.

Nicht gelöst ist außerdem die Finanzierung. Für

die ersten Jahre legt Krotz („Zur Konzeption

einer Stiftung Medientest“; sowie weitere Diskus-

sionsbeiträge, in: Rundfunk und Fernsehen, Heft

2/1996) einen Mittelbedarf von rund drei bis vier

Mio. DM zugrunde. Als Finanzierungsmöglich-

keiten zieht er eine Grundausstattung über Rund-

funkgebühren in Betracht. Weitere Mittel sollen

über die kommerzielle Vermarktung, etwa über

Gebühren für Informationsdienste oder die Nut-

zung aufgezeichneter Sendungen erschlossen wer-

den. Angesichts der anhaltenden Haushaltsrestrik-

tionen und Diskussionen um die öffentliche Fi-

nanzierung der Verbraucherorganisationen er-

scheint eine Mittelausstattung aus öffentlichen

Haushalten in dieser Höhe zumindest fraglich.

Auch Wolsing meldet Vorbehalte bezüglich der

Finanzierung an. Er bezweifelt, ob eine Stiftung

Medientest sich finanziell selbst tragen könne –

vorausgesetzt, dass eine öffentliche Subventionie-

rung nicht erfolgt. Seines Erachtens besteht für

den Nutzer keine zwingende, ökonomische Not-

wendigkeit, für derartige Leistungen längerfristig

zu zahlen. Die Orientierung der Nutzer erfolge im

Wesentlichen über die – in der Öffentlichkeit be-

kannten – „Profile“ von Sendeanstalten sowie

über Programmzeitschriften. Bei Nichtgefallen

einer Sendung verbleibe die Möglichkeit, das Pro-

gramm zu wechseln, ein Video einzulegen oder

einfach abzuschalten. Abgesehen von der verlo-

renen Zeit entstehe kein ökonomischer Schaden.

Informationsbedarf könne bei Familien mit Kin-

dern bestehen. Eine Änderung sei außerdem mit

der Verbreitung von Pay-TV und Pay-per-View

denkbar.
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2.4. Freiwillige Selbstverpflichtung und

-kontrolle

Selbstregulierungen wie Empfehlungen, Verhal-

tenskodizes, Freiwillige Selbstkontrollen oder au-

ßergerichtliche Streitbeilegung (vgl. 2.8.) werden

bereits in vielen „Offline-Bereichen“ wie dem

Umweltschutz genutzt.

Kritiker wenden ein, dass Selbstregulierungsmo-

delle meist ausschließlich von der Anbieterseite

organisiert, entwickelt und damit auch überwacht

werden. Entgegenstehende Anliegen etwa des

Verbraucher-, Jugend- oder Umweltschutzes

würden nur unzureichend berücksichtigt. Es ge-

he vielfach darum, strengere gesetzliche Regelun-

gen zu verhindern. Unabhängigkeit und Glaub-

würdigkeit werden daher in Frage gestellt.

Von der FSK zur FSM – Selbstregulierung

deutscher Medienanbieter

Für den Film kann die Freiwillige Selbstkontrolle

der Filmwirtschaft (FSK, www.fsk-online.de) auf

eine langjährige Tradition zurückblicken. Die FSK

dient dem Jugendschutz und ist zuständig für die

Kennzeichnung von Kinospielfilmen sowie Vi-

deokassetten nach den gesetzlich festgelegten Al-

terskategorien. Erfasst werden alle Filme. Die

Prüfkriterien werden von einer Grundsatzkom-

mission bestimmt, in der Vertreter anderer gesell-

schaftlicher Gruppen wie der Kirchen sowie Be-

hörden mitwirken.

Die Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen (FSF,

www.fsf.de) der privaten Sender zielt gleichfalls

auf den Jugendschutz ab. Im Kuratorium, das die

Prüfgrundsätze festlegt, sind wiederum Mitglie-

der aus Behörden, Wissenschaft und Jugend-

schutz vertreten. Sendungen müssen jedoch nur

vorgelegt werden, wenn sie im Hinblick auf die

geplante Sendezeit jugendschutzrelevant sind. Hie-

rüber entscheidet grundsätzlich der Jugendschutz-

beauftragte des jeweiligen Senders, jedoch sind

auch das Kuratorium und die Landesmedienan-

stalten antragsberechtigt.

Die Unterhaltungssoftware Selbstkontrolle der

Softwareanbieter (USK, www.usk.de) vergibt

auf freiwilliger Basis Altersempfehlungen für

Video- und Computerspiele, sowohl auf CD wie

im Internet. Außerdem enthalten die Grundsätze

der USK Kriterien für die Bestimmung kinder-

und jugendgefährdender Inhalte in den Bereichen

Sexualität, Gewalt, Rassenhass, Kriegsverherrli-

chung und -verharmlosung. Im Gegensatz zur

FSK handelt es sich jedoch nicht um Freigaben

im gesetzlichen Sinne, sondern um freiwillige An-

gaben zur Orientierung für Handel und Käufer.

Die Finanzierung erfolgt aus den Prüfbeiträgen.

Die Tätigkeit der USK wird begleitet von einem

Fachbeirat, der sich aus Mitgliedern verschiede-

ner gesellschaftlicher Gruppen wie Wissenschaft,

Politik, Jugendschutz zusammensetzt.

Die Multimediabranche hat mit der Freiwilligen

Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter (FSM,

www.fsm.de) eine weitere Selbstregulierungsini-

tiative ins Leben gerufen. Neben dem Jugend-

schutz hat sich die FSM zum Ziel gesetzt, Inte-

ressen der Allgemeinheit und der Nutzer zu ver-

treten und insbesondere Gewaltverherrlichung

und Rassendiskriminierung entgegen zu wirken.

Der FSM-Kodex enthält allgemeine Verhaltens-

grundsätze und sanktioniert unzulässige Inhalte.

Die FSM fungiert gleichzeitig als Beschwerde-

stelle für Nutzer und kooperiert hierbei mit aus-

ländischen Kontrollgremien.

Schwachpunkte dieser Selbstregulierungen sind

– mit Ausnahme der FSK – die begrenzte Ab-

deckung des Marktes aufgrund der Freiwilligkeit
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des Ansatzes, wenngleich die USK damit wirbt,

dass die von ihr geprüften Produkte 90% des

Spielumsatzes abdeckten (www.usk.de/sec1/

item1a.htm). Problematisch sind außerdem die

vorwiegend nationale Ausrichtung sowie, wie all-

gemein bei Selbstregularien, die starke Anbieter-

affinität.

Global Business Dialogue on Electronic

Commerce (GBDe) und Initiative D21

Der Global Business Dialogue (www.gbd.org) ist

ein Zusammenschluss von über 70 weltweit täti-

gen Firmen der Computer-, Software-, Telekom-

munikations- und Medienbranche. Die Initiative

ist als Antwort der Wirtschaft auf die Herausfor-

derungen der Informationsgesellschaft zu verste-

hen, um Planungssicherheit und klare Standards

zu schaffen. Sie will starre gesetzliche Regeln

vermeiden, um der Veränderungsdynamik der

neuen Medien gerecht zu werden und das Wachs-

tums- und Beschäftigungspotential des E-Com-

merce freizusetzen. Weiter soll das Vertrauen der

Kunden gewonnen und Verbraucherinteressen be-

rücksichtigt werden.

Der GBDe hat im September 1999 allgemeine

Grundsätze zu den Komplexen Gerichtsbarkeit,

Datenschutz, Sicherheit, Haftung, Werbung, Steu-

ern und Zölle, Urheberrechte, Infrastruktur und

Verbrauchervertrauen vorgestellt. Diese Vor-

schläge sollen im Rahmen eines kontinuierlichen

Dialogs auf höchster Ebene zwischen Wirtschaft,

Regierungen und internationalen Organisationen

wie z.B. WTO, OECD und WIPO konkretisiert

und umgesetzt werden.

Eine Einschätzung ist im gegenwärtigen Stadium

schwierig, da bisher keine ausführlichen Arbeits-

ergebnisse veröffentlicht wurden. Angesichts un-

terschiedlicher Branchen- und Regionalinteres-

sen hatten sich jedoch nach GBDe-Angaben erste

Probleme, allgemein akzeptierte Lösungsansätze

zu finden, bereits bei den Vorarbeiten abgezeich-

net. Kritik ist angesichts der rein anbieterorien-

tierten Organisation zu erwarten. Unklar sind der

Grad der Verbindlichkeit, die Art der Kommuni-

kation der Inhalte an die Nutzer sowie die Einbe-

ziehung von Verbraucherorganisationen.

Für Deutschland hat sich die Initiative D21

(www.i-d21.de), ein Zusammenschluss insbeson-

dere deutscher IuK-Anbieter, gegründet mit der

Zielsetzung, die Transformation von der Indust-

rie- zur Informationsgesellschaft zu beschleuni-

gen. Dabei sollen auch Selbstregulierungsmaß-

nahmen dazu beitragen, das Vertrauen der Ver-

braucher und Unternehmen in den elektronischen

Handel zu fördern. Hierfür wurden bereits Qua-

litätskriterien für den elektronischen Handel ent-

wickelt.

OECD-Guidelines

Die OECD hat 1999 „Guidelines for Consumer

Protection in the Context of Electronic Com-

merce“ verabschiedet (www.oecd.org/dsti/sti/it/

consumer/prod/guidelines.htm). Es handelt sich

dabei um Empfehlungen, die an Dritte wie Re-

gierungen, Anbieter- und Verbraucherorganisa-

tionen gerichtet sind. Sie sind als Basis, Hilfestel-

lung und Anreiz für Gesetze oder Selbstregulie-

rungsmaßnahmen gedacht. Inhaltlich decken die

Empfehlungen ein breites Spektrum ab. Die Aus-

sagen zu einzelnen Bereichen wie Produktinfor-

mation, Identität des Anbieters, Vertragsbedin-

gungen, Reklamation/Streitschlichtung, Daten-

schutz und Sicherheit sind sehr unterschiedlich in

der Präzisierung, von vage und allgemein gehal-

tenen bis zu detaillierten Angaben. Darin spiegelt

sich die Problematik, zwischen unterschiedlichen
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Interessengruppen zu einem Kompromiss zu kom-

men. Besonders umstritten waren Fragen zum an-

wendbaren Recht und zum Gerichtsstand, weiter

zu Haftung, Zahlung und Werbung. Es handelt

sich daher im Ergebnis um den kleinsten gemein-

samen Nenner. Dennoch sollten die Guidelines

nicht unterschätzt werden, stellt es doch eine

erste weltweite Einigung der wesentlichen Inte-

ressengruppen dar.

2.5. Rating und Filtering

Ratings als Bewertung von Medieninhalten wer-

den vielfach im Zusammenhang mit kinder- und

jugendgefährdenden Inhalten diskutiert und ein-

gesetzt. Hierbei geht es, vor allem im Internet,

vorrangig um die Identifizierung und Kategori-

sierung von problematischen Inhalten wie Ge-

walt, politisch extremistischen Aussagen sowie

Sexualität/Pornographie. Möglich sind weiter

Aussagen über die Eignung von Angeboten wie

Computerspielen oder Lernsoftware für bestimm-

te Altersklassen oder für bestimmte pädagogische

Zielsetzungen. Ratings können sich aber auch auf

andere Aspekte wie die Navigationsfreundlichkeit

oder die Aktualität einer Seite beziehen. Anwen-

dung finden Ratings außerdem bei der Beurtei-

lung von Produkten und Dienstleistungen, etwa

in der Form eines Qualitäts- oder Eco-Rating.

Ratings können die Grundlage für Kennzeichnun-

gen (vgl. 2.6.) bilden sowie für das „filtering“, die

Identifikation und Blockade unerwünschter In-

halte. Neben den bereits erwähnten kinder- und

jugendgefährdenden Inhalten kann es unerwünsch-

te Werbung (Spam-Mail) oder die Eingabe per-

sönlicher Daten (vor allem von Kindern) verhin-

dern. Möglich sind außerdem zeitliche Limitie-

rungen von Online-Sitzungen.

Zu den bekanntesten Rating- und Filter-Tech-

nologien zählen die Platform for Internet Con-

tent Selection (PICS, www.w3.org/PICS) und

RSACi (Recreational Software Advisory Council,

www.rsac.org und www.icra.org). PICS wurde

entwickelt, um Eltern und Lehrern bei der Kon-

trolle des Internetzugangs von Kindern Hilfestel-

lung zu leisten. Es kann aber für andere Zielset-

zungen wie Datenschutz eingesetzt werden. PICS

ist sowohl für die Selbstbewertung wie auch für

die Einstufung eines Angebots durch Dritte ge-

eignet. Es ist jedoch keine Filtersoftware und

nimmt keine eigenen Bewertungen vor, sondern

definiert zugrundeliegende Standards wie For-

mate oder Vokabular. Die meisten Bewertungs-

systeme beruhen heute auf PICS. Außerdem ist

PICS in Browser wie den Microsoft-Explorer in-

tegriert.

Das bekannteste PICS-kompatible Bewertungs-

system ist RSACi. Es arbeitet mit jeweils fünf

unterschiedlichen Einstufungen für die vier Ka-

tegorien Gewalt, Nacktheit, Sexualität und an-

stößige Sprache. Es wurde durch Hersteller von

Unterhaltungssoftware entwickelt und als RSA-

Ci auch für Web-Sites eingesetzt. Die Einstufung

erfolgt durch den Betreiber der jeweiligen Web-

Site anhand der vorgegebenen Kategorien. RSACi

erhebt eine Gebühr in Abhängigkeit vom Um-

satz. Kontrollen und ein Entzug des Siegels sind

grundsätzlich möglich.

Daneben ist eine Vielzahl weiterer Filtersoftware

wie CyberSitter oder CyberPatrol auf dem Markt

(vgl. z.B. Auflistung bei www.netparents.org/

parentstips/browsers.html). Auch viele Provider

bieten Filter-Software an. Dabei werden auch ein-

fachere Kategorisierungen wie „Für Kinder ge-

eignet“ oder „Nur für Erwachsene“ genutzt.
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Wesentliche Motivation der Internet-Industrie für

die Entwicklung von Bewertungs- und Filtersys-

temen ist wiederum die Vermeidung staatlicher

Eingriffe. Im Sommer 1999 hat Bertelsmann

zum Internet Content Summit (www.stiftung.

bertelsmann.de/internetcontent) eingeladen, um

die Selbstregulierung voranzutreiben. Unterstützt

werden diese Bestrebungen staatlicherseits. Mit

Initiativen wie dem Internet Action Plan (IAP,

www.ispo.cec.be/iap) will die EU zur Bekämp-

fung illegaler und schädlicher Inhalte in globalen

Netzen beitragen, Filter für Verbraucher und die

Schaffung von Bewertungssystemen fördern. Die

US-Regierung forciert ebenfalls Projekte wie „A

Family Friendly Internet“ (www.whitehouse.

gov/WH/New/Ratings).

Rating- und Filtering-Systeme leiden jedoch an

einer Reihe von technischen Problemen. Filter-

software der ersten Generation identifiziert uner-

wünschte Seiten entweder automatisch mit Hilfe

spezieller Software (string-recognition software)

anhand von vorgegebenen Worten wie „Sex“.

Dabei können auch unverdächtige Seiten etwa

zur Sexualaufklärung blockiert werden.

Alternativ basieren sie auf manuell erstellten

Verzeichnissen, erfassen damit jedoch nur einen

Bruchteil des Internet-Angebots. Außerdem muss

eine Zuordnung nach einheitlichen Maßstäben

sichergestellt werden. Dies wird um so unwahr-

scheinlicher, je größer die Zahl der Bearbeiter ist.

Noch gravierender stellt sich diese Problematik

im Fall einer Selbsteinschätzung wie bei RSACi.

Generell gilt, dass regional höchst divergierende

Anschauungen und Vorschriften in Bezug auf

diese Thematiken eine internationale Verständi-

gung und Vereinheitlichung erheblich erschwe-

ren. Hinzu kommt, dass Kontrollen vielfach un-

zureichend sind, wie die Test-Aktion einer Privat-

person zeigte, die für eine de facto nicht-existen-

te Homepage (sie enthielt nur eine Fehlermeldung

von T-Online) 38 „Awards“ einheimste (vgl.

com!online 3/1999).

Probleme ergeben sich weiter in Bezug auf die

Vielzahl nicht-bewerteter Seiten, entweder weil

das entsprechende System sie aus Kapazitätsgrün-

den nicht erfasst oder, bei freiwilliger Registrie-

rung, weil der Betreiber sie nicht anmeldet. Un-

befriedigend ist sowohl die „Lösung“, alle nicht-

bewerteten Sites zu blockieren oder sie in allen

Fällen zugänglich zu machen. Auch die Alterna-

tive, „string-recognition“ Software einzusetzen,

ist allenfalls ein Behelf. Kritiker befürchten in die-

sem Zusammenhang, dass es zu einem indirekten

Bewertungszwang kommen kann und befürchten

die Dominanz eines Systems wie RSACi. Pro-

blematisch ist nicht zuletzt die Verlagerung der

Verantwortung auf die Nutzer bzw. die Eltern.

Sie wird zudem nach Erkenntnissen der Enquête-

Kommission zu TV-Kindersicherungen oft nicht

wahrgenommen.

2.6. Freiwillige Kennzeichnung („Gütesie-

gel“)2

Zunehmend Beachtung finden freiwillige Kenn-

zeichnungsansätze. Neben den bereits aufgeführ-

ten Siegeln auf der Basis von Ratings (vgl. 2.5.)

mit Schwerpunkt auf Jugendschutz oder allge-

mein der Qualitätssicherung können Siegel auch

Unternehmen mit kundenfreundlichen Geschäfts-

praktiken auszeichnen.

Mit Bezug zur Geschäftspolitik sind online in-

zwischen eine Reihe Kennzeichnungsinitiativen

sowohl von neutraler, Anbieter- wie Verbrau-

cherseite realisiert. Die amerikanische Anbieter-

organisation Council of Better Business Bureaus

                                               
2 Vgl. dazu Anmerkung in Abschnitt 2.2.
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(BBB) hat schon vor einiger Zeit einen Online-

Dienst eingeführt (www.BBBOnLine.org), der

wiederum auf ein älteres Offline-Angebot zu-

rückgeht. In Deutschland wurde im November

1999 mit dem Zertifikat des Kölner Europäischen

Handelsinstituts (EHI, www.ehi.org) für Online-

Shops (www.shopinfo.net) das erste Online-Sie-

gel aus der Taufe gehoben; inzwischen sind gut

ein halbes Dutzend Online-Zeichen auf dem deut-

schen Markt. Kaum älter ist die Initiative „Which?

Web Trader“ der britischen Verbraucherorganisa-

tion Consumer Association (CA), die im Som-

mer 1999 gestartet wurde und der sich inzwi-

schen weitere europäische Verbraucherorganisa-

tionen angeschlossen haben (www.which.net/

webtrader). Eine Beteiligung deutscher Verbrau-

cherorganisationen ist, u.a. wegen Kritik an den

Kriterien, nicht erfolgt. Die Verbraucherzentrale

Nordrhein-Westfalen hat jedoch in Zusammen-

arbeit mit dem RW TÜV (www.tuev-online-

check.de) ein eigenes Label geschaffen.

Basierend auf dem Weißbuch Verbraucherschutz

„Modern markets – confident consumers“

(www.dti.gov.uk/consumer/whitepaper/wpmenu

.htm, Kapitel 4) hat die britische Regierung mit

TrustUK (www.trustuk.org.uk) ein Modell ent-

wickelt, mit dessen Hilfe einzelne Siegel bewer-

tet und akkreditiert werden können. Ein ver-

gleichbarer Ansatz liegt dem niederländischen

Modellkodex der „Economic Commerce Plat-

form“ (www.ecp.nl) zugrunde. Qualitätskriterien

für Internet-Angebote hat außerdem die Initiati-

ve D21, ein Zusammenschluss deutscher Unter-

nehmen der Informationsgesellschaft, entwickelt

(www.i-d21.de). Und mit Unterstützung der EU

wurde im Rahmen der „eConfidence group“

(http://econfidence.jrc.it) ein Entwurf von Krite-

rien für Verhaltenskodizes und Online-Siegel er-

arbeitet.

Offline sind freiwillige Siegel für Produkte und

Dienstleistungen weit verbreitet. Erfahrungen, et-

wa mit dem Blauen Engel zeigen, dass Käufer aus

ihrer Sicht vertrauenswürdige Zeichen bei der

Konsumentscheidung berücksichtigen und dass

positive Auswirkungen auf die einzelne Markt-

segmente möglich sind.

Konzeptionell weisen diese Deklarationen eine

erhebliche Bandbreite auf. Die Unterschiede be-

ziehen sich auf Inhalte und Kriterien, Art und

Ausmaß der staatlichen Eingriffe, auf Träger-

schaft, Finanzierung, Organisation und Kontroll-

mechanismen oder die regionale Verbreitung.

Schon der Offline-Bereich ist daher charakteri-

siert durch eine verwirrende Vielzahl von Zei-

chen, die nur bedingt der Orientierung der Ver-

braucher dienen.

So waren inhaltlich zunächst Prüf-/Konformitäts-

und Normungszeichen wie DIN oder Qualitäts-

zeichen wie RAL vorherrschend. In den letzten

Jahren sind mit Umweltzeichen wie dem Blauen

Engel oder Sozialsignets, etwa dem TransFair-

Siegel für die Einhaltung sozialer Mindeststan-

dards, verstärkt neue Inhalte berücksichtigt wor-

den. Probleme kann dabei die korrekte Kommu-

nikation der unterschiedlichen Inhalte aufwerfen,

nicht zuletzt, weil vielfach Überschneidungen bei

den Thematiken bestehen. Missverständnisse sind

damit vorprogrammiert. So kann bei FSC (Forest

Stewardship Council), einem Zeichen für Holz

aus nachhaltiger Waldwirtschaft, d.h. mit ökolo-

gischen Bezug, der Eindruck entstehen, dass es

sich um ein besonders gesundheitsverträgliches

Produkt handelt. Bei Normungszeichen wie DIN

besteht die Gefahr, dass automatisch Aussagen

zur Sicherheit unterstellt werden. Beim Blauen

Engel wurde das Logo aufgrund dieser Problema-

tik um den Hinweis „Umweltfreundlich, weil …“
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ergänzt. Auch bei den Online-Zeichen zeichnen

sich entsprechende Konfusionen ab. So wird beim

Web-Trader-Logo der Verbraucherorganisationen

die Befürchtung geäußert, dass Verbraucher da-

mit fälschlicherweise eine Empfehlung für die an-

gebotenen Produkte verbinden könnten.

Noch schwieriger ist die Vermittlung bei den Kri-

terien. Denn komplexe Sachverhalte müssen auf

eine oder wenige wesentliche Dimensionen ver-

dichtet und damit verkürzt werden. Vor allem

aber bestehen Differenzen bei den Kriterienka-

talogen und damit dem Anforderungsniveau. Von

allgemeinen Statements bis zu umfangreichen

Zertifizierungs- und Auditverfahren wie der Qua-

litätssicherung oder dem Umweltaudit nach EU-

Vorschriften oder Standards der International

Standardization Organisation (ISO) als Grundla-

ge für die Zeichenvergabe ist „alles möglich“.

Als grobe Daumenregel gilt, dass das Anforde-

rungsprofil höher ist, wenn die Kriterien durch

nichtbetroffene Dritte festgelegt werden, etwa

durch unabhängige Prüforganisationen oder In-

teressengruppen wie Umwelt- oder Verbraucher-

organisationen. In der Tendenz verfügen sie da-

mit über eine höhere Glaubwürdigkeit und Ak-

zeptanz durch den Markt. Umgekehrt haftet Mo-

dellen der Anbieterseite oft der Ruch des „Pseudo-

Label“ an, das nur geringe Anforderungen stellt

und vorrangig der Imagepflege oder Marketing-

zwecken dient. Hohe Standards können jedoch

auch dazu führen, dass ein Label sich nicht durch-

setzt. So wurde die Initiative des „Grünen Kof-

fers“ für umweltverträgliche Reiseangebote von

der Tourismusbranche nicht angenommen und

ging ins Leere.

Unterschiede bei den Kriterien zeichnen sich auch

bei den untersuchten Online-Siegeln ab. Zwar

werden bei weitgehend vergleichbare Themenbe-

reiche wie Identität des Anbieters, Preisangaben,

Lieferbedingungen, Zahlungsmodalitäten, Daten-

schutz und Datensicherheit abgedeckt. Unter-

schiede bestehen aber in der Präzisierung der

Kriterien.

Den britischen und niederländischen Ansätzen

sowie der Initiative D21 liegt eine abweichende

Konzeption zugrunde. Sie legen allgemeine Prin-

zipien fest. Sie sind gedacht als Grundlage für

Siegelinitiativen Dritter wie der Verbraucher-

oder Anbieterorganisationen sowie als Bewer-

tungsmaßstab für das Office of Fair Trading

(OFT), das als Anerkennungsstelle für Kodizes

und Siegel agieren soll. Dabei sollen auch auslän-

dische Siegel bewertet werden. Eine vergleichba-

re Idee liegt zwei Modellen im Holzbereich zu-

grunde. So hat der Forest Stewardship Council

(FSC) allgemeine Prinzipien erarbeitet, die von

den nationalen Untergruppierungen konkretisiert

werden. Die holländische Keurhout-Stiftung

überprüft ausländische Kennzeichnungen anhand

national aufgestellter Kriterien und versieht sie

mit einem eigenen Zeichen. Durch national aner-

kannte Institutionen kann so auf den heimischen

Märkten Transparenz und Vertrauen geschaffen

werden und gleichzeitig Spielraum für unter-

schiedliche Modelle bleiben.

Die Trägerschaften reichen off- und online von

einzelnen Anbietern und Anbieterverbänden über

anbieterunabhängige Gruppen wie Prüforganisa-

tionen, Verbraucher- und Umweltverbände oder

eigenständige Vereine bis hin zu staatlichen Stel-

len. Einige Vereinigungen wie der FSC oder die

Keurhout-Stiftung sind – im Sinne eines Interes-

senausgleichs – gruppenübergreifend organisiert.

Im FSC sind die Mitglieder in drei Kammern –

Umwelt-, Sozial- und Wirtschaftskammer – auf-

geteilt. Bei den RAL-Gütezeichen, einschließlich

der Jury Umweltzeichen für den Blauen Engel,



FES-Analyse Informationsgesellschaft 14                                                                                                                                                               

ist eine Beteiligung aller Betroffenen, auch der

zuständigen Behörden, vorgeschrieben. Bei der

Stiftung Warentest und einigen Online-Siegeln

wie EHI erfolgt die Einbeziehung anderer Interes-

sengruppen über einen Beirat.

Ein wunder Punkt bei vielen Zeicheninitiativen ist

die Kontrolle. Eine umfassende Überwachung ist

bei den meisten bestehenden Online-Kennzeichen

nicht vorgesehen. Während einige Label nur die

Webseiten begutachten, nehmen andere Vor-Ort-

Prüfungen im Unternehmen vor. Das Siegel der

Verbraucherzentrale NRW überprüft darüber hi-

naus, inwieweit die Kriterien in der Praxis einge-

halten werden. Teilweise können Nutzer wie bei

BBBOnline und EHI im Internet Informationen

über das jeweilige Unternehmen abrufen. Dazu

wird der Kunde durch Mausklick auf das vom

Unternehmen verwandte Symbol mit dem BBB-

bzw. Shopinfo-Server verbunden. Kontrollen er-

folgen, wie auch bei Web-Trader, aufgrund von

Beschwerden und stichprobenhaften Überprüfun-

gen. Da die Einhaltung der Kriterien ein wichtiger

Gradmesser für die Glaubwürdigkeit sind, wären

systematischere Kontrollmechanismen wünschens-

wert.

Zur Finanzierung werden für eine Reihe von Zei-

chen wie den Blauen Engel, TransFair und viele

Online-Siegel Lizenzgebühren erhoben. Einige

Siegel wie Which? Web Trader sind für die An-

bieter unentgeltlich und werden zum Teil auch

unaufgefordert verliehen. Bei EHI sind Beiträge

von ca. 500 DM p.a. veranschlagt. Beim TÜV

(www.tuvit.de) können Beträge um 100.000 DM

anfallen. Bei einer Finanzierung über Lizenzge-

bühren oder Mitgliedsbeiträge wie bei den Better

Business Bureaus wird dabei immer wieder die

Unparteilichkeit hinterfragt.

Regional ist die Verbreitung der meisten Label

bisher auf ein Land beschränkt. International ver-

bindliche Vereinbarungen bestehen vor allem in

der Normung. Erste Ansätze für grenzüberschrei-

tende Modelle werden im Online-Bereich seit

kurzem realisiert (z.B. www.trustedshops.de,

www.clicksure.com). Für Siegel mit Stoßrich-

tung Informationsgesellschaft liegt in der natio-

nalen Beschränkung ein entscheidendes Defizit.

Denn Unsicherheit und Informationsbedarf be-

steht für den Nutzer neuer Medien vor allem bei

ausländischen Anbietern und Angeboten. Die bis-

her umgesetzten Modelle greifen daher in der Re-

gel zu kurz.

Problematisch ist die sich abzeichnende Vielzahl

von Kennzeichnungen und die damit einherge-

hende Intransparenz. Statt Orientierung für den

Nutzer zu bieten, führt dieser „Siegelwald“ erneut

zur Desorientierung, wenngleich auf „höherem

Niveau“. Allerdings bestehen nur begrenzt Mög-

lichkeiten, die Kennzeichenflut einzudämmen.

Denn nach dem Markenrecht steht jedem die

Möglichkeit offen, ein eigenes Zeichen auf den

Markt zu bringen. Zwar können Einzelbereiche

wie Warnhinweise nach dem Chemikalienrecht

abschließend geregelt werden. Auch wurde der

Bio-Begriff bei Lebensmitteln durch die EU-Bio-

Verordnung geschützt. Anbieter haben jedoch

selbst hier noch die Möglichkeit, auf der Grund-

lage der vorgegebenen Kriterien ihr spezifisches

Kennzeichen einzuführen. Oft nicht geregelt wer-

den (können) vergleichbare Begriffe, bei Lebens-

mitteln etwa der kontrollierte Anbau. Vielfalt und

Verwechslungen dürften daher nicht zu vermei-

den sein.

Eine gewisse Abhilfe können ein „starkes“ Zei-

chen wie der Blaue Engel oder eine Akkreditie-

rung durch anerkannte Stellen wie TrustUK leis-

ten. Ein „starkes“ Zeichen wird von den Ver-

brauchern (und den Anbietern) als Orientierungs-

hilfe angenommen. Eine wesentliche Vorausset-
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zung für die Akzeptanz ist allerdings ein hoher

Verbreitungs- und Bekanntheitsgrad sowie die

Unabhängigkeit der vergebenden Institution und

damit die Glaubwürdigkeit des Siegels. Für die

Informationsgesellschaft kann das Instrumentari-

um der freiwilligen Kennzeichnung daher unter

bestimmten Voraussetzungen einen geeigneten

Ansatz bilden für die Orientierung sowie als

Schutzmechanismus.

2.7. Online-Nutzerinformation

Nutzer können zwar online eine Vielzahl von

Informationen abrufen. Ob allgemeine Verbrau-

chertipps, Ratschläge für Eltern, Gesetzestexte,

Hintergrundinformationen zu Datenschutz und

Sicherheit, die Adressen der Betreiber einzelner

Web-Sites, Währungsumrechner, Warnungen vor

betrügerischen Anbietern oder Produktrückrufe

sowie dazugehörige Linkseiten – alles ist im Netz

verfügbar.

Schwierigkeiten jedoch bereitet das Auffinden

der passenden sowie verlässlicher Informationen.

So werden nutzerorientierte Informationen von

und an höchst unterschiedlichen Stellen bereit ge-

stellt. Von Behörden über Verbraucherorganisa-

tionen, Universitäten bis hin zu Unternehmen,

Rechtsanwälten und Privatpersonen ist ein brei-

tes Spektrum vertreten. Die deutschen Verbrau-

cherorganisationen haben jeweils eigene Web-

Auftritte und sind nur teilweise verlinkt. Nicht

immer kann vor allem in Erfahrung gebracht wer-

den, wer und damit welche Interessen sich hinter

den jeweiligen Sites verbergen. Auch die Verläss-

lichkeit von Daten kann dadurch schwer ab-

schätzbar sein. Suchmaschinen sind vor diesem

Hintergrund nur von bedingtem Nutzen. Ein-

schlägige nutzerorientierte Suchmaschinen sind

nicht bekannt.

Vielfach wird es weniger neuer Informationsan-

gebote bedürfen, als vielmehr der Schaffung ver-

lässlicher, gut erreichbarer und bekannter Anlauf-

stellen. In Frage kämen dafür Verbraucherorgani-

sationen oder offizielle Stellen wie das Consumer

Gateway des britischen Department of Trade and

Industry (www.consumer.gov.uk). Von dort soll-

te eine systematische Vernetzung der Angebote

sowie eine allgemein verständliche Aufbereitung

und Bewertung bestehender Daten vorgenom-

men werden. Denkbar sind thematisch struktu-

rierte Linklisten oder die Einrichtung einer Such-

maschine mit Schwerpunkten von allgemeinen

juristischen Links bis hin zu verbraucherrele-

vanten Umwelt- und Gesundheitsfragen.

2.8. Außergerichtliche Streitbeilegung

Bei Online-Einkäufen im Ausland ist Verbrau-

chern derzeit de facto der Zugang zum Recht in

aller Regel verwehrt. Dies gilt selbst im Fall ei-

nes Gerichtsstandes im Heimatland, da vielfach

die Vollstreckung Schwierigkeiten bereitet. Häu-

fig sogar wird es überhaupt nicht zu einem

Rechtsstreit kommen, da das Kostenrisiko ange-

sichts der Streitwerte zu hoch ist.

Neben einer Vereinfachung der internationalen

Rechtsdurchsetzung für Verbraucher sollte daher

auch hier über Selbstregulierung nachgedacht wer-

den. Außergerichtliche Lösungen wie Schlichtungs-

stellen, Schiedsverfahren oder Ombudspersonen

werden bereits in verschiedenen Branchen wie

Banken, Kfz-Gewerbe oder bei Arzthaftungsfällen

praktiziert. Relativ häufig wird im gewerblichen

Bereich bei grenzüberschreitenden Konflikten auf

Schiedsgerichtsverfahren, z.B. bei der Interna-

tionalen Handelskammer ICC, zurückgegriffen.

Denn diese Verfahren sind schneller, kostengüns-

tiger und der Vollzug ist eher gewährleistet.
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Online-Modelle befinden sich noch im Anfangs-

stadium. So bieten verschiedene Organisationen

wie die FSM oder das EHI zumindest eine Be-

schwerdemöglichkeit an. BBBOnline hat sein Sie-

gelmodell mit einem Online-Schlichtungsverfah-

ren für Streitigkeiten mit den Mitgliedsfirmen

kombiniert. Bei Which? Web Trader sichern die

Verbraucherorganisationen einen Ausgleich für

finanzielle Schäden zu, die aufgrund einer Ge-

schäftsbeziehung mit einem registrierten Händler

entstanden sind; eine Geld-zurück-Garantie bietet

auch TrustedShops (www.trustedshops.de). Der

Ombudsmann der österreichischen Verbraucher-

organisation VKI (www.ombudsmann.at) leistet

Unterstützung bei konkreten E-Commerce-Pro-

blemen. Die Gesellschaft für Wirtschaftsmediati-

on und Konfliktmanagement hat ein Online-

Schiedsverfahren sowie Online-Mediation erprobt

(www.cybercourt.de). Dabei wurden jedoch Pro-

bleme wie Sicherung des rechtlichen Gehörs, feh-

lende persönliche Kontakte und die Höhe der

Verfahrenskosten deutlich. In den USA sind au-

ßerdem Mediationsverfahren auch online verbrei-

tet. Der Einsatzschwerpunkt liegt jedoch eher in

privaten Bereichen wie Scheidung.

Sowohl die OECD (z.B. www.oecd.org/subject/

e_commerce) wie auch die EU (vgl. http://europa.

eu.int/comm/consumers/policy/developments/acc

e_just/index_en.html und http://econfidence.jrc.it)

arbeiten intensiv an dieser Thematik. So hat die

OECD Online-Streitschlichtungsinstanzen erör-

tert und ein „International Marketing Supervisi-

on Network“ initiiert, das der Kooperation zwi-

schen verbraucherorientierten Überwachungsor-

ganisationen dient. Die EU hat ein Grünbuch, ei-

nen Aktionsplan sowie eine Empfehlung zur au-

ßergerichtlichen Streitbeilegung verabschiedet.

Sie hat weiter ein Beschwerdeformular in allen

Sprachen der Gemeinschaft entwickelt und eine

Liste nationaler Streitschlichtungsstellen erarbei-

tet, die zu einem europäischen Netzwerk verbun-

den werden sollen. Ab Mitte 2001 soll mit EU-

Unterstützung ein Internet-basiertes Streitschlich-

tungsmodell europäischer Handelskammern Dif-

ferenzen zwischen Anbietern und Verbrauchern

beilegen.

Die Streitschlichtungsstellen sind in der Mehr-

zahl Einrichtungen der Anbieterseite. Wie auch

bei anderen Selbstregulierungsmodellen bemän-

geln Kritiker daher, dass diese Stellen nicht neu-

tral seien, dass Entscheidungen vielfach nicht-

öffentlich und ohne aktive Einbeziehung der kla-

genden Verbraucher gefällt würden. Außerdem

hätten die Beschlüsse meist keine bindende Wir-

kung für weitere vergleichbare Fälle. Nicht ab-

schließend beurteilt werden kann die Funktions-

fähigkeit von Online-Verfahren.

2.9. Fazit

Grundsätzlich sind Selbstregulierungsmodelle ge-

eignet, die traditionellen Instrumentarien wie Ge-

setzgebung zu ergänzen und so einen verbesser-

ten Schutz für die Nutzer der neuen Medien zu

erreichen. Unbefriedigend aus Verbrauchersicht

ist jedoch die Vielfalt der Ansätze mit einer je-

weils verwirrenden Zahl von Initiativen. Aufgrund

dieser Zersplitterung kann eine verlässliche Ori-

entierung allenfalls in beschränktem Umfang er-

reicht werden. Vor allem im Hinblick auf die vor-

dringlich erforderliche Transparenz und Hilfestel-

lung im internationalen Maßstab versagen die be-

stehenden Modelle, da sie überwiegend national

ausgerichtet sind.

Handlungsbedarf besteht zum einen in Bezug auf

die Bewertung von Inhalten, sei es unter Jugend-

schutz- oder strafrechtlichen Aspekten sowie zur

Qualitätssicherung. Außerdem sollte den Unsi-
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cherheiten beim elektronischen Geschäftsverkehr,

insbesondere der Beurteilung der Anbieter und der

Geschäftsbedingungen, Rechnung getragen wer-

den. Angesichts der Vielzahl bestehender Ansätze

sollte einer systematischen Aufbereitung, Bewer-

tung und Vernetzung dieser Angebote der Vorrang

vor einem zusätzlichen Modell gegeben werden.

Kritisch anzumerken sind die unzureichenden

Kontrollmechanismen und Einbeziehung anderer

Interessengruppen. Hieraus können leicht Zwei-

fel an der Glaubwürdigkeit entstehen und die

Akzeptanz leiden. Schwierigkeiten kann auch der

Nachvollzug der verwandten Inhalte und Kriteri-

en bereiten.

3. Stiftung Medientest: „One-Stop-Shop“ mit Lotsenfunktion

3.1. Zielsetzungen und Aufgaben

Übergeordnete Ziele sind der Schutz und die

Orientierung für die Nutzer neuer Informations-

technologien. Gleichzeitig sollen sich die Dynamik

und Potentiale der Informationsgesellschaft ent-

falten können, flexible Reaktionen auf neue Ent-

wicklungen und Innovationen unterstützt werden.

Transparenz und Vertrauen sind dabei Schlüssel-

elemente für den Erfolg der neuen Medien.

Bei den Zielen sind zwei Ebenen denkbar. Zum

einen kann ein grundlegender Schutz bezweckt

werden, der Nutzer vor den Risiken der Infor-

mationsgesellschaft und damit verbundenen Schä-

den bewahrt. Zum anderen kann eine Qualitäts-

sicherung und -orientierung auf möglichst hohem

Niveau angestrebt werden. Priorität sollte – im

gegenwärtigen frühen Entwicklungsstadium – auf

der ersten Zielsetzung liegen, ohne die qualitati-

ve Ausrichtung gänzlich zu verwerfen.

Vorrang sollten daher Aufgaben mit Schutzfunk-

tion erhalten wie

• die Bewahrung von Nutzern, insbesondere Kin-

dern und Jugendlichen, vor schädlichen In-

halten und Angeboten,

• die Identifizierung seriöser Anbieter und Ge-

schäftsbedingungen bzw. der Schutz vor wirt-

schaftlichem Betrug,

• Information über grundlegende Nutzerfragen,

• die Durchsetzung von Nutzerrechten.

Im Hinblick auf die Qualitätssicherung können er-

gänzend besonders verbraucherfreundliche Ge-

schäftsbedingungen ausgezeichnet oder verglei-

chende Waren- und Dienstleistungstests angebo-

ten werden. Dabei können Fragen wie die päda-

gogische Eignung von Angeboten oder die Zu-

verlässigkeit von Informationsdiensten berück-

sichtigt werden.

Angesichts der Flut vorhandener und noch zu

erwartender Regelungen und Modelle scheint ei-

nerseits die Hinzufügung einer neuen Initiative

wenig sinnvoll. Andererseits besteht zweifellos

weiterhin Orientierungsbedarf. Diesen Anforde-

rungen könnte eine nutzerorientierte „Vertrauens-

instanz“ („Stiftung Medientest“3) Rechnung tra-

gen. Ihre Aufgabe sollte dabei weniger in der Ent-

wicklung und Realisierung eigener Konzepte und

Tests oder übergeordneten Regulierungs- und

Kontrollfunktionen liegen. Im Vordergrund ste-

hen sollte vielmehr die Erfassung, Vernetzung,

Systematisierung und Bewertung bereits vorhan-

dener Systeme wie

                                               
3 Auch wenn diese Bezeichnung als missverständlich kriti-

siert wurde, da sie einen Test von Inhalten und damit eine
Nähe zur Zensur impliziere, wird sie der Einfachheit halber
hier weiter verwandt.
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• Siegel-/Kennzeichenprogramme,

• Rating- und Filtermechanismen,

• Informationsstellen,

• Waren- und Dienstleistungstests.

Sie sollte als „One-Stop-Shop“, als Drehscheibe

mit Scharnier- und Lotsenfunktion, fungieren.

Möglich sind dabei unterschiedliche „Eingangs-

portale“ durch Verlinkung über anerkannte Stel-

len wie Verbraucherorganisationen oder nutzer-

orientierte Behörden. Nach dem Vorbild der bri-

tischen Regierungsinitiative, FSC oder Keurhout

sollte diese Einrichtung allgemeine Prinzipien und

Mindestkriterien entwickeln, mit denen andere

Angebote wie Siegel oder Ratings zusammenge-

führt, bewertet und auch akkreditiert werden

können.

Aufgebaut werden sollte weiter ein allgemein ver-

ständliches Informations- und Suchsystem für

verbraucher- und nutzerrelevante Informationen

wie gesetzliche Vorschriften, Sicherheits- und

Warnhinweise bis hin zu pädagogischen Emp-

fehlungen und verbraucherrelevanten Umwelt-

und Gesundheitsfragen. Dies kann über struktu-

rierte und kommentierte Linklisten oder eine spe-

zialisierte Suchmaschine erfolgen. In Printform

kann sie über beteiligte Institutionen wie Ver-

braucherberatungsstellen im Rahmen von Zeit-

schriften, Ratgeberschriften oder einem Informa-

tionssystem wie der Infothek verbreitet werden.

Derartige Informationen können auch Hilfestel-

lung bieten für Anbieter, insbesondere KMU, für

die ein Agieren unter unterschiedlichen Rechts-

systemen oder spezielle Angaben wie Zollsätze

ebenfalls erhebliche Probleme aufwerfen können.

Denkbar ist zusätzlich die Einrichtung eines Ver-

braucher-Diskussions-Forums.

Einbezogen werden sollten außerdem Beschwer-

demöglichkeiten und Streitschlichtung. Soweit

möglich, sollte dieser Bereich wiederum durch

Dritte abgedeckt werden. So könnten im Rahmen

der Kriterienfestlegung für die Bewertung und

Akkreditierung von Siegeln oder Rating Be-

schwerde- und Schlichtungsmechanismen vorge-

schrieben werden. Gleichzeitig sollte die „Stif-

tung Medientest“ diese Dienstleistung auf inter-

nationaler Ebene für andere Träger anbieten.

Eine „Stiftung Medientest“ muss grenzüberschrei-

tend angelegt sein und eine möglichst internatio-

nale Abdeckung anstreben. Einbezogen werden

sollten zumindest die wichtigsten Industriestaaten

oder der EU-Raum. Das vorgeschlagene „scree-

ning“ hat jedoch den Vorteil, dass erforderlichen-

falls eine Realisierung auf europäischer oder ggf.

auf nationaler Ebene, notfalls sogar durch ein-

zelne Organisationen möglich ist.

3.2. Organisation und Finanzierung

Ein hoher Verbreitungs- und Bekanntheitsgrad

wird am ehesten erreicht, wenn eine möglichst

umfassende Beteiligung der betroffenen Grup-

pierungen sichergestellt und so eine breite Ak-

zeptanz und Glaubwürdigkeit erzielt wird. Be-

teiligt werden sollten daher sowohl die Nutzer-/

Verbraucher- wie auch die Anbieterseite. Abzu-

lehnen ist ein reines Anbietersystem ohne ausrei-

chende Beteiligung von Verbraucher- und Nut-

zerorganisationen. Wünschenswert ist darüber

hinaus eine Einbeziehung unabhängiger Institu-

tionen aus verwandten Bereichen wie Daten-

schutz und Sicherheit oder auch Normung, außer-

dem von Regierungsstellen und internationalen

Organisationen. Damit kann sowohl die Neutra-

lität wie auch die Autorität einer „Stiftung Me-

dientest“ unterstrichen werden.

Eine Beteiligung unterschiedlicher Interessen-

gruppen kann über verschiedene Konstruktionen



Stiftung Medientest – Transparenz und Vertrauen als ökonomischer Motor 19                                                                                                                                                               

gewährleistet werden. Zum einen sollte in den

übergeordneten Entscheidungs- und Aufsichts-

gremien wie Kuratorien auf eine paritätische Be-

setzung geachtet werden. Gleiches sollte im ope-

rativen Bereich angestrebt werden. So ist bei

RAL-Zeichen für das Anerkennungsverfahren ei-

ne „Gemeinschaftsarbeit“ der betroffenen Wirt-

schafts- und Verbraucherkreise und der Behörden

vorgeschrieben. Nach dem Vorbild des Forest

Stewardship Council können Kammersysteme mit

einer gleichberechtigten Teilnahme der unter-

schiedlichen Gruppen realisiert werden. Hilfreich

kann dies bei großen Mitgliederzahlen sein, um

die Arbeitsfähigkeit der Gremien sicherzustellen.

Eine Zusammenarbeit über Fachbeiräte wie bei

der Stiftung Warentest bietet sich vor allem an,

falls die Trägerschaft schwerpunktmäßig bei einer

einzelnen Gruppierung wie Verbraucher- oder

Anbieterverbänden liegt. Aber auch für die Be-

arbeitung von Spezialfragen bietet sich eine der-

artige Konstruktion an.

Organisatorisch sind unterschiedliche Varianten

möglich. Als Selbstregulierungsinstrument sollte

eine privat oder überwiegend privat organisierte

Instanz angestrebt werden. Von der Rechtsform

her sind Markenzeichenorganisationen vielfach

als Vereine organisiert. Aber auch Stiftungskon-

struktionen wie die Stiftung Warentest sind mög-

lich.

Bei der Finanzierung ist ein hohes Maß an Ei-

geneinnahmen anzustreben. Vorrangig sollte dies

über Lizenzgebühren für die Vergabe oder Ak-

kreditierung von Siegeln erfolgen, wie dies von

vielen Markenverbänden praktiziert wird. Ein

weiterer Ansatzpunkt für die Selbstfinanzierung

sind Beiträge für die Streitschlichtung. Einnah-

men können außerdem erzielt werden für die Be-

reitstellung von Informationsangeboten, sowohl

an Endverbraucher wie an kommerzielle Nutzer,

etwa bei Verlinkung eines Anbieters auf speziali-

sierte Informationsdienste.

In gewissem Umfang ist eine Finanzierung über

Werbeeinnahmen denkbar. Ausgeschlossen wer-

den müssen dabei Werbebanner, bei denen fälsch-

licherweise auf eine Empfehlung durch die „Stif-

tung Medientest“ für die beworbenen Angebote

geschlossen werden könnte.

Ergänzend sollten öffentliche Mittel bereitgestellt

werden für Aufgaben im Allgemeininteresse wie

die Förderung von Medienkompetenz. Dabei sind

national unterschiedliche Quellen wie Rundfunk-

gebühren für Deutschland zu prüfen. Denkbar

sind außerdem Anschubfinanzierungen für For-

schungsvorhaben, Modellprojekte oder Kriterien-

entwicklung.

Unterstützung von staatlichen Stellen oder inter-

nationalen Organisationen sollten weiter im Rah-

men von Kooperationen erfolgen, etwa über die

verständliche Aufbereitung von offiziellen Infor-

mationen wie Gesetzestexten, dem Aufbau einer

Zolldatenbank oder von Informationsstellen wie

dem britischen Consumer Gateway und deren

Vernetzung mit einer „Stiftung Medientest“.

3.3. Kriterien

Vorrangiges Ziel bei der Kriterienentwicklung

sollte es zunächst sein, eine grundlegende Sicher-

heit für Online-Nutzer zu erreichen und vor al-

lem für außereuropäische Angebote Transparenz

zu schaffen. Daher sollten in einem ersten Schritt

Mindeststandards für seriöse Anbieter und Ge-

schäftspraktiken sowie jugendschützende Inhalte

formuliert werden. Zentrale Inhalte sind u.a. An-

bieteridentität, Allgemeine Geschäftsbedingun-

gen, Datenschutz, Sicherheit, Zahlung, Rechts-

wahl und Gerichtsstand, Teilnahme an einem au-
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ßergerichtlichen Streitschlichtungsverfahren so-

wie für den Jugendschutz die Bereiche Sexualität,

Gewalt, anstößige Sprache und politischer Ex-

tremismus.

Diese Kriterien sollten sich weitgehend auf bereits

bestehende Vereinbarungen und Ausarbeitungen

stützen, um möglichst schnell zu einer Lösung zu

kommen. In Bezug auf Online-Rechtsgeschäfte

kommen die OECD-Guidelines, EU-Regelungen

wie die Fernabsatz-Richtlinie oder die Kriterien-

listen von Online-Siegeln in Betracht. Dieser An-

satz hat den Nachteil, dass zum Teil bestehende

EU- oder nationale Niveaus unterschritten wer-

den. Bei Kriterien auf der Basis nationaler oder

EU-Vorschriften besteht andererseits die Gefahr,

dass außereuropäisch der Vorwurf erhoben wird,

dass Handelshemmnisse intendiert würden.

Daher sollten ergänzend in einem zweiten Schritt

Qualitätsstandards entwickelt werden für beson-

ders verbraucherfreundliche Geschäftsbedingun-

gen oder pädagogisch empfehlenswerte Angebo-

te. Dabei ist sicherzustellen, dass die unterschied-

lichen Inhalte (grundlegende Sicherheit versus

hohes Qualitätsniveau) in den darauf basierenden

Siegelarten klar zum Ausdruck kommen.

3.4. Eingriffsmöglichkeiten der Politik

Insgesamt sind Erfolg und Ausgestaltung einer

„Stiftung Medientest“ stark davon abhängig, wel-

che Gruppen und Regionen für eine Teilnahme

gewonnen werden können. Der Politik kann da-

bei eine wichtige Rolle zukommen, allerdings be-

schränkt auf eine staatliche Flankierung der

Selbstregulierung. Ein politisches Eingreifen soll-

te dazu dienen, den Prozess in Gang zu setzen

sowie eine „starke“ Lösung“ weg von Partikular-

interessen und einer Zersplitterung der Ansätze

zu ermöglichen.

Politik sollte sich als Initiator und Moderator ver-

stehen. Sie sollte den Dialog zwischen den be-

troffenen Interessengruppen anstoßen und erfor-

derlichenfalls, etwa über die Organisierung von

„round tables“ wichtiger Interessengruppen, be-

gleiten. Eine wesentliche Aufgabe kommt ihr bei

der Abstimmung zwischen unterschiedlichen na-

tionalen Ansätzen zu. In diesem Zusammenhang

dürfte es empfehlenswert sein, den Vorstoß für

eine „Stiftung Medientest“ möglichst hochrangig

auf internationaler Ebene anzusiedeln, bevorzugt

in einem Rahmen wie OECD, G7 oder der EU.

Eine Koordinierung sollte auf jeden Fall mit An-

sätzen wie der britischen Regierungsinitiative er-

folgen.

Darüber hinaus sollte öffentliche „Starthilfe“ ge-

währt werden. Denkbar sind Forschungsvorhaben

und Modellprojekte zur Prüfung unterschiedli-

cher Ansätze für die Ausgestaltung einer „Stif-

tung Medientest“, für Entwicklung und Test von

Rahmenbedingungen wie Leitlinien oder Kriteri-

en, für die Erarbeitung von Musterbedingungen

oder einer ersten Übersicht über bereits realisierte

Kennzeichen sowie für Untersuchungen zu Ein-

zelthemen wie Online-Streitschlichtungen.

Möglich ist darüber hinaus die bereits erwähnte

Beteiligung an einer „Stiftung Medientest“, sei

es über die Teilnahme in Aufsichts- und Arbeits-

gremien, etwa nach dem Vorbild der RAL-Güte-

zeichen, sowie durch Bereitstellung von Infor-

mationen zum Aufbau eines Informationssys-

tems.

Die Autorin

Eva Günther, Diplom-Volkswirtin, Conseco-

Consult, Bonn
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